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Sachverhalt und Anträge 

Die Beschwerde richtet sich gegen die Entscheidung der 

Rechtsabteilung des Europâischen Patentamts vom 

20. November 1997, mit der die Antrge der 

Beschwerdeführerin, bestimmte Angaben zum widerrufenen 

Europãischen Patent Nr. 0 356 419 in das europAische 

Patentregister einzutragen bzw. daraus zu lôschen, 

verworf en bzw. zurückgewiesen wurden. 

Das genannte Patent war mit der Entscheidung einer 

Beschwerdekammer vom 3. Mai 1996 widerruf en worden. Mit 

Schriftsatz vom 7. August 1996 hatte die 

Beschwerdeführerjn danach die "Wiederaufnahme" dieses 

Verfahrens wegen Verletzung des rechtlichen Gehôrs 

beantragt. Mit Schreiben vom 30. September 1997 stelite 

sie den Antrag, das Datum des Wiederaufnahmeantrags in 

das europâische Patentregister einzutragen und die 

Angaben über den Widerruf daraus zu lôschen sowie 

festzustellen, dais die Sache noch rechtshângig sei. 

In der angefochtenen Entacheidung gelangte die 

Rechtsabteilung zu dem Ergebnis, dag diese AntrAge 

einesteils unzulâssig und anderenteils unbegründet 

seien. 

In der am 18. Dezember 1997 eingegangenen, mit einer 

Begründung versehenen Beschwerde stelite die 

Beschwerdeführerin die folgenden Antr&ge: 

Die Entscheidung der Rechtsabteilung vom 

20. November 1997 aufzuheben; 

Das Antragsdatum für den Wiederaufnahmeantrag vom 

7. August 1996 im europäischen Patentregister 

einzutragen; 
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Die Bekanntmachung des Widerrufs des Patents vorn 

3. Mai 1996 im europâischen Patentregister zu 

lôschen; 

Festzustellefl, dag die Sache noch rechtsh&ngig sei; 

Die Rückzahlung der Beschwerdegebühr anzuordnen; 

Hilfsweise, die Sache gemAS Artikel 22 (1) a) EPU der 

Groien Beschwerdekarnmer vorzulegen; 

Ferner hilfsweise, eine mündliche Verhandlung nach 

Artikel 116 EPU anzuberaumen. 

V. 	Nach der Auffassung der Beschwerdeführerin war ihr 

Antrag auf Wiederaufnahrne des Verfahrens deshaib 

begrundet, well eine Entscheidung, die unter Verletzung 

des rechtlichen Gehörs entstanden sei, der materiellen 

Rechtskraft nicht fâhig sein kônne, da sonst die 

Vorschrlft des Artikels 113 (1) EPU im Beschwerde-

verfahren nicht mehr gelten würde. Sâmtliche nationalen 

Rechtsordnungen sâhen für diesen Fall ordentliche oder 

auierordent1iche Rechtsmittel vor. Artikel 125 EPU 

gestatte die Uberprufung eines soichen Versto1es auch 

ohne geschriebene Wiederaufnahmeregeln irn EPU. 

Die betreffende Kammer habe die Tragweite ihres eigenen 

Verstoies gegen Artikel 113 (1) EPU sowie die 

Môgllchkeit verkannt, über Artikel 125 EPU die formelle 

Rechtskraft lhrer Entscheidung aufzuheben. Angesichts 

der grundsâtzlichen Natur dieser Fragen hãtte sie den 

Sachverhalt der GroJen Beschwerdekammer vorlegen sollen. 

An einer soichen Vorlage bestehe nach wie var em 

rechtliches Interesse, obschon mit der Entscheidung 

J 3/95 in einern anderen Fall eine Ahnliche Frage bereits 

vorgelegt worden sei, da es sich dort nicht urn einen 

derart evidenten Rechtsverstog handle. 

Die Antrâge 2 und 3 bezüglich der verlangten Eintragung 

bzw. Lôschung im europäischen Patentregister seien auch 

deshalb begründet, well bisher eine rechtsfôrrnliche 

Entscheidung zur Wiederaufnahme des Verfahrens nicht 

14 , 
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ergangen sei. Mit der bestehenden Eintragung des 

Widerruf s des Patents werde der Eindruck erweckt, der 

Widerruf sei endgültig, obwohl daran wegen der 

Verletzung des rechtlichen Gehôrs ernsthafte Zweifel 

bestünden. Dritte kônnten damit vermeintlich in gutem 

Glauben beginnen, das Patent zu benutzen. Daher seien 

die Anträge 2 und 3 unabhängig davon begründet, ob eine 

Wiederaufnahme des Verfahrens bereits erklärt worden sei 

oder für e±nen Erfoig des Antrags 1 eine überwiegende 

Wahrscheinlichkeit bestehe. 

In einer Mitteilung yam 20. Juli 1998 steilte die 

juristische Beschwerdekammer fest, die AntrAge der 

Beschwerdeführerjn richteten sich ausdrücklich nicht auf 

eine Wiedereinsetzung. Soweit eine "Wiederaufnahme des 

Verfahrens" im Slime des deutschen oder ôsterreichischen 

Zivi1prozeJrechts verlangt werde, handle es sich urn em 

dem EPU unbekanntes Rechtsmittel. Das Ubereinkommen sehe 

keine Eintragung eines soichen Antrags in das 

europâische Patentregister vor. Damit w&re den Antr&gen 

2 und 3 nicht stattzugeben. Für den Antrag 4 fehie der 

juristischen Beschwerdekarnmer die Zustãndigkeit. Eine 

Vorlage an die GroEe Beschwerdekarnmer erscheine zu 

diesem Zeitpunkt nicht sinnvoll, jedoch sei das 

Verfahren zu sistieren big zum Vorliegen der 

Entscheidung der Groen Beschwerdekammer in der bereits 

anhãngigen Sache G 1/97. 

Nachdem die Entscheidung in der Sache G 1/97 am 

10. Dezember 1999 ergangen war (AB1. EPA 2000, 322), 

unterrichtete die Kammer die Beschwerdeführerin mit 

einer Mitteilung yam 23. Februar 2000 über die 

Fortsetzung des Verfahrens. Wie sich aus der genannten 

Entscheidung ergebe, fânden AntrAge, die auf eine 

Uberprüfurxg einer Entscheidung einer Beschwerdekammer 

abzielten und sich auf die angebliche Verletzung eines 

wesentlichen Verfahrensgrundsatzes stützten, keine 

Grundlage im EPU und seien deshaib als unzulãssig 
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zurückzuweisen. Ihre Eintragung in das europäische 

Patentregister komme damit ebenf ails nicht in Frage. Im 

Lichte dieser Entscheidung sei die vorliegende 

Beschwerde nicht als erfolgversprechend anzusehen, womit 

auch die Voraussetzungen für den Antrag 5 (Rückzahlung 

der Eeschwerdegebühr) fehiten. 

VIII. Mit Schreiben yam 26. April 2000 nahm die Beschwerde-

führerin ihren Axitrag 7 (hilfsweise Anberaumung einer 

mündlichen verhandlung) zurück. 

Dagegen bestâtigte sie ihren Antrag 6, die Sache der 

GroJen Beschwerdekammer vorzulegen. Dabei setzte sie 

sich kritisch mit der EntscheidungG 1/97 der Gro1en 

Beschwerdekammer auseinander. Die Interpretation von 

Artikel 125 EPU gem&B dieser Entscheidung sei nicht 

nachvollziehbar, weil unterschieden werde zwischen dem 

Fehlen eines "Verfahrens" und dem Fehien einer 

"Verfahrensvorschrift" im Ubereinkommen und Artikel 125 

EPU nur in letzterem Fail anwendbar sein solie. Diese 

Auslegung finde im Text keineriei Stütze. Auch die 

Untersuchungen zur Lückenfüllung seien unrichtig. 

Artikel 125 EPU beziehe sich nicht darauf, dais 

versehentliche Lücken vom Richter auszufüllen seien, 

sondern unterstelle Lücken im Verfahrensrecht des EPU 

und weise unmittelbar den Weg zu ihrer Ausfüilung. Daher 

bedürfe es keiner Vorentscheidung, ob in soichen F&lien 

Lückenfüiiung überhaupt zuiâssig sei. Es komme auch 

nicht darauf an, ob ein besonderes Rechtsmittel per 

Analogie eingeführt werden kânne. Die Ausführungen zur 

Anwendbarkeit des TRIPS-Ubereinkommens hieiten einer 

Uberprüfung ebenfails nicht stand. Es gehe nicht an, 

TRIPS auf ein Verfahren var dem EPA nur deshaib nicht 

anzuwenden, weil dieses begonnen hatte, bevor TRIPS 

anwencihar war, wo doch die Entscheidung erst nach diesem 

Zeitpunkt erging. Auch sei die Ausiegung der Artikel 

62 (5) und 32 TRIPS in G 1/97 nicht überzeugend. Es sel 

unklar, warum nur Artikel 62 (5) TRIPS und nicht auch 
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Artikel 32 TRIPS anwendbar sein solle. Nicht nachvoll-

ziehbar seien schlieifl.ich die Ausführungen zur 

Zustândigkeit der jeweiligen Beschwerdekammer für 

AntrAge auf Uberprüfung ihrer eigenen Entscheidung. Es 

sei grundsâtzlich nicht hinnehmbar, die Sache wieder dem 

gerügten Spruchkôrper zuzuweisen. 

Entecheidungsgründe 

Die Beschwerde ist zulässig, da die Voraussetzungen von 

Regel 65 EPU erfüllt sind. 

Die Zuständigkeit der juristischen Beschwerdekammer 

ergibt sich aus Artikel 21 (2) EPU. Sie besteht nach 

Artikel 111 (1) EPU im Rahmen der Zuständigkeit der 

Rechtsabteilung (Artikel 20 EPU). Die Kammer ist damit 

insbesondere zustândig für die Beurteilung der AntrAge 1 

bis 3 betref fend eine Eintragung bzw. Lâschung im 

europäischen Patentregister. AuJerha1b dieser 

Zustândigkeit liegt dagegen Antrag 4, der sich auf die 

Feststellung richtet, daZ die Sache, d. h. das 

vorausgegangene Einspruchsbeschwerdeverfahren T 590/94, 

noch rechtshängig sei (dazu unten Ziff.4). 

Die Antrâge 1 bis 3 der Beschwerdeführerin richten sich 

auf eine Eintragung bzw. Lôschung im europ&ischen 

Patentregister. Die gemA9 Antrag 2 verlangte Eintragung 

betrif ft einen Antrag auf "Wiederaufnahme des 

Verfahrens". In direktem Zusammenhang dazu steht die 

gemA8 Antrag 3 verlangte Lâschung der Angaben im 

Patentregister zum Widerruf des Patents. Wie sich aus 

den Ausführungen der Beschwerdeführerin ergibt, zielen 

beide Antrâge ab auf die Uberprufung der Entscheidung 

T 590/94 der Beschwerdekammer 3.3.3 und stützen sich auf 

eine angebliche Verletzung des rechtlichen Gehôrs, d. h. 

eines wesentlichen Verfahrensgrundsatzes. 
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3.1 	In ihrer Entscheidung G 1/97 hat sich die Gro1e 

Beschwerdekammer ausführlich mit soichen Antrãgen 

auseinander geetzt. Insbesondere wird in Ziff. 8 der 

Gründe kiargesteilt, dag die Eintragung eines Antrags in 

das europâische Patentregister nicht veran1a1t werden 

darf, wenn sich dieser ungeachtet seiner Form auf die 

angebliche Verletzung eines wesentlichen Verfahrens-

grundsatzes stützt und auf die Uberprüfung einer 

rechtskrâftigen Entscheidung einer Beschwerdekammer 

abzielt. Dies gilt somit auch für den hier vorliegenden 

Antrag auf "Wiederaufnahme des Verfahrens°, der 

- ungeachtet seiner Form - auf die Uberprüfung einer 

rechtskrftigen Entscheidung einer Beschwerdekammer 

abzielt (vgl. oben Ziff. 3). 

	

3.2 	Die juristische Beschwerdekammer kânnte von dieser 

Auslegung des Ubereinkommens nur abweichen, falls sie 

die Groie Beschwerdekammer erneut mit dieser Frage 

befa1t (Artikel 16 der Verfahrensordnung der 

Beschwerdekammern). Wie sich ergeben wird (Ziff. 5, 

unten), besteht hierzu keine Veranlassung. 

	

3.3 	In direkter Anwendung der oben genannten Grundsãtze der 

Entscheidung G 1/97 auf den vorliegenden Sachverhalt 

kommt die Kammer deshalb zu dem Ergebnis, dag die 

verlangte Eintragung bzw. Löschung im europãischen 

Patentregister gem&S den Antrâgen 1 bis 3 der 

Beschwerdeführerin nicht in Betracht kommt. 

	

4. 	Uber die Unzulässigkeit von Antrag 4, der auferha1b der 

Zustândigkeit der juristischen Beschwerdekammer liegt 

(oben Ziff.2), hâtte diejenige Beschwerdekammer zu 

entscheiden, die die Entscheidung erlassen hat, deren 

Uberprüfung angestrebt wird (G 1/97, Ziff. 6 der 

Gründe). Eine solche gerichtliche Behandlung ist jedoch 

Antrgen vorbehalten, die sich gegen Entscheidungen 

richten, die nach ErlaJ. der Entscheidung G 1/97, d. h. 

nach dem 10. Dezember 1999, ergangen sind (G 1/97, 
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Ziff. 7 der Gründe). Die Entscheidung T 590/94, deren 

Uberprufung die Beschwerdeführerin anstrebt, ist aber 

schon am 3. Mai 1996, d. h. vor dern genannten Stichtag 

erlassen worden. Antrag 4 ist deshaib nicht mehr der 

betreffenden Kammer zuzuleiten, deren Vorsitzender die 

Sache schon verwa1tungsmâ1ig behandelt hat. 

	

5. 	GemA8 Antrag 6, den die Beschwerdeführerin aufrecht 

erhâlt, ware die vorliegende Sache der Gro1en 

Beschwerdekamrner gem&S Artikel 112 (1) a) EPU 

vorzulegen, soilte den vorausgehenden Anträgen nicht 

stattgegeben werden. Die Beschwerdeführerin stützt 

diesen Antrag auf ihre Kritik an der Entscheidung 

G 1/97, pr&zisiert aber nicht, weiche neuen Rechtsfragen 

von grundsâtzlicher Bedeutung sie daraus ableitet. 

	

5.1 	Für die Kammer ergeben sich aus dern vorliegenden 

Sachverhalt keine neuen Rechtsfragen von grundsAtzlicher 

Bedeutung, weiche über die mit der Entscheidung J 3/95 

(AB1. EPA 1997, 493) vorgelegten und inzwischen 

beantworteten Fragen hinausgehen. Der vorliegende Fall 

unterscheidet sich von jenem zwar insofern, als dort em 

Antrag auf Wiedereinsetzung zur Debatte stand, während 

es hier urn einen sogenannten Wiederaufnahmeantrag geht. 

Beide Antrãge zielen aber gleichermassen auf die 

Uberprüfung einer rechtskräftigen Entscheidung einer 

Beschwerdekamrner ab. Sie unterscheiden sich sornit nur in 

der Form. In der Entscheidung G 1/97 wurde kiargesteilt, 

dag die Eintragung soicher Antrâge in das europAische 

Patentregister u.ngeachtet ilirer Form nicht veranlat 

werden darf (oben Ziff. 3.1). Insofern steilt sich im 

vorliegenden Fall keine neue Rechtsf rage. 

	

5.2 	Die Kritik der Beschwerdeführerin an der Entscheidung 

G 1/97 vermag die Kammer nicht zu Ciberzeugen. Was die 

kritisierte Auslegung von Artikel 125 EPU betrifft, so 

wurde nicht widerlegt, dag diese Bestimmung nur als 
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Instrument zur Ergänzung der schon bestehenden Verfahren 

vorgesehen ist (G 1/97, Ziff. 3.a) der Gründe). Die 

Einführung der verlangten Anfechtungsmâglichkeit würde 

weit darüber hinausreichen, zumal die Vertragsstaaten 

bei der Entstehung des EPU bewuit auf die Schaffung 

entsprechender Verfahren und Organe verzichtet haben 

(siehe dazu van Empel, The Granting of European Patents, 

Leyden 1975, Ziff. 521 f.). 

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft einzelne Ausführungen 

der Gro1en Beschwerdekammer zum TRIPS-Obereinkommen. 

Soweit die Kritik die Anwenclbarkeit dieses 

Ubereinkommens auf die Verfahren nach dem EPU betrifft, 

geht- -sie ins Leere, da die Grosse Beschwerdekammer these 

Frage offengelassen hat (G 1/97, Ziff. 5.a) der Gründe). 

Zur Auslegung der Artikel 32und 62(5) TRIPS hat die 

Beschwerdeführerin keine neuen Tatsachen oder Argumente 

vorgebracht, die im Verfahren G 1/97 nicht schon 

berücksichtigt wurden. 

Sch1iei1ich kritisiert die Beschwerdeführerin auch die 

von der Grossen Beschwerdekammer festgesteilte 

Zustndigkeit der Kammer, die die Entscheidung erlassen 

hat, deren Uberprufung beantragt wird, für die 

gerichtliche Behandlung von unzulâssigen Anträgen der 

genannten Art. Dabei beachtet sie nicht, daL die 

betreffende Kammer soiche Antrãge als unzulâssig 

zurückweisen iuui. Eine thDerprüfung des eigenen 

Verhaltens kommt für die Kammer nicht in Frage, weil 

sich ihre Uberprüfung nur darauf richten kann, ob der 

Antrag einer gerichtlichen Zurückweisung bedarf oder 

nicht (G 1/97, Ziff. 6 der Gründe). 

Insgesamt sieht sich die Kammer durch die Argumente der 

Beschwerdeführerin nicht dazu veranlaZt, von der in der 

Entscheidung G 1/97 enthaltenen Auslegung oder 

Er1uterung des Ubereinkommens abzuweichen, sodag eine 
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Vorlage auch gem&S Artikel 16 der Verfahrensordnung der 

Beschwerdekammer nicht erforderlich ist. 

5.3 	Damit wird Antrag 6, die Sache der Groen Beschwerde- 

kammer vorzulegen, zurückgewiesen. 

6. 	Der Antrag auf Rückzahlung der Beschwerdegebühr 

(Antrag 5) 1st gem&S Regel 67 EPU zurückzuweisen, da der 

Beschwerde aus den genannten Gründen nicht stattgegeben 

werden kann. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Die Geschâftsstellertheamtin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 	 J.-C. Saisset 
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